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kerung angehoben. Interessant ist, wie 
sich die Stimmgewichtungen im Ver-
gleich zum Vertrag von Nizza insge-
samt verschoben haben. Deutschland 
steigerte seine Stimmgewichtung im 
Rat von 9,0% auf 18,2%, was einem 
satten Zugewinn von 9,2% entspricht, 
Frankreich von 9,0% auf 13,2%, was 
immerhin noch einem Stimmenzuge-
winn von 4,2% entspricht, dann kom-
men Großbritannien mit einer Steige-

rung um 4,0% von 9,0% auf 13,0% 
der Stimmen und Italien von 9,0% auf 
12,6%, was immer noch einer Stei-
gerung von 3,6% entspricht. Spanien 
wurde mit einem Zugewinn von 0,6% 
abgefunden, von 8,4% auf 9,0% und 
Polen musste sich zufrieden geben, dass 
es keine Prozente verlor. Es blieb bei 
8,4% Anteil an der Stimmgewichtung 
im Rat. Alle anderen Mitgliedstaaten 
verlieren im Vergleich zum gültigen EU-
Vertrag von Nizza zwischen 0,5 bis zu 

Vertragliche Militarisierung 
oder warum der EU-Verfassungsvertrag friedensgefährdend ist 

Tobias Pflüger

Weder während der Regierungskon-
ferenz noch im Konvent zur Erarbei-
tung des EU-Verfassungsvertragsent-
wurfs waren die Vertragsbestimmun-
gen, die die EU weiter militarisieren, 
jemals ernsthaft umstritten. Hauptaus-
einandersetzungspunkt während der 
Regierungskonferenz war bei der Dis-
kussion über den EU-Verfassungsver-
trag die Stimmengewichtung innerhalb 
der EU. Nach dem Vorschlag des Ver-
fassungskonvents sollten ab 2009 die 
meisten Entscheidungen im Ministerrat 
mit einer “doppelten Mehrheit” gefällt 
werden: Mehrheitsentscheidungen soll-
ten zustande kommen, wenn minde-
stens 13 von 25 Regierungen, die minde-
stens 60 Prozent der Bevölkerung reprä-
sentieren, zustimmen würden. Polen 
und Spanien waren dagegen, die Stimm-
rechte an der Bevölkerungsgröße aus-
zurichten, da sie bei dieser Regelung 
im Vergleich zur bisherigen Regelung 
(Nizza-Vertrag) deutlich an Gewicht 
verlieren würden. Umgekehrt würde 
Deutschland als bevölkerungsreichstes 
Land deutlich an Macht gewinnen. 
Dabei ist es auch nach der Einigung 
bei der Regierungskonferenz am 17./18. 
Juni geblieben. Um aber Spanien und 
Polen mit ins Boot zu nehmen, wurden 
die Zustimmungsquoten auf 55% der 
Mitgliedsstaaten und 65% der Bevöl-

1,5% Punkten an Stimmen. So dürfte 
klar werden, wer aus machtpolitischen 
Gründen besonders ein Interesse an 
einem Inkraftreten des Verfassungs-
vertrages hat. Das eigentlich Dramati-
sche bei dieser Umgewichtung ist aber, 
dass das bisherige Gleichheitsprinzip 
zwischen den EU-Mitgliedstaaten sich 
in Auflösung befindet. Die Stimmen-
gleichheit im Rat zwischen den großen 
Staaten, Deutschland, Frankreich, 
Großbritannien und Italien wird 
geschleift. Zudem gewinnen die 4 Gros-
sen 21% an Stimmen hinzu und Spa-
nien noch einmal 3,6%, die mittleren 
und kleinen Länder verlieren entspre-
chend.

Die EU fit machen für die globale 
Kriegsführungsfähigkeit

In Punkto Außen- und Militärpolitik ist 
es das offensichtliche Ziel des Verfas-
sungsvertrags, die Europäische Union 
für die globale Kriegsführungsfähigkeit 
fit zu machen. Der Vertrag soll die 
„auf militärische Mittel gestützte Fähig-
keit zu Operationen“ (Art I-41 Abs. 1) 
sichern. Aufrüstung wird Verfas-
sungsgebot: “Die Mitgliedstaaten ver-
pflichten sich, ihre militärischen Fähig-
keiten regelmäßig zu verbessern” (Art. 
I-41 Abs. 3). Und: Eine “Agentur für 
die Bereiche Entwicklung der Verteidi-
gungsfähigkeiten, Forschung, Beschaf-
fung und Rüstung” (Europäische Ver-
teidigungsagentur) [bis Juni hieß es 

Tobias Pflüger ist MdEP und Vorstandsmitglied der 
Tübinger Informationsstelle Militarisierung
(IMI-Analyse 2004/030 http://www.imi-online.de)

“Unser herkömmliches Konzept 
der Selbstverteidigung, das bis 
zum Ende des Kalten Krieges 

galt, ging von der Gefahr einer 
Invasion aus. Bei den neuen 
Bedrohungen wird die erste 
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Ausland liegen."
Zitat: “Europäische Sicherheitsstrategie”



Februar 2005		  29Verteidigungspolitik

noch:“ Europäisches Amt für Rüstung, 
Forschung und militärische Fähigkei-
ten“] soll dies überwachen und “zweck-
dienliche Maßnahmen zur Stärkung 
der industriellen und technologischen 
Basis des Verteidigungssektors” durch-
setzen (III-311). Gravierend ist auch, 
dass das EU-Parlament und der Europäi-
sche Gerichtshof explizit aus der Kon-
trolle der Außen- und Militärpolitik 
ausgeschlossen sind. Die Interventions-
optionen der EU werden massiv aus-
geweitet: In Artikel III-309 werden 
die Militäroptionen der EU beschrie-
ben. Die sogenannten Petersbergaufga-
ben (“humanitäre Einsätze” bis hin zu 
Kampfeinsätzen) werden ergänzt durch 
sogenannte “Abrüstungskriege”, eine 
Wortschöpfung von Joschka Fischer, der 
diesen Begriff vor Beginn des Irak-Krie-
ges erfand. 

Auch militärische Aktionen im Kampf 
gegen den Terrorismus werden festge-
legt. Von besonderer Brisanz ist die in 
Artikel III-312 festgeschriebene “stän-
dige strukturierte (militärische) Zusam-
menarbeit”, die mit einem Zusatzpro-
tokoll jetzt genau definiert wird.

Gescheitert sind alle Bemühungen, dass 
eine europäische Verfassung von der 
zivilen Mitverantwortung der EU für 
den Erhalt des Friedens in der Welt aus-
zugehen habe. 

Statt sich per Verfassungsgebot dafür 
einzusetzen, die Rolle der Vereinten 
Nationen in zwischenstaatlichen Kon-
flikten zu stärken und sich in ihrem 
Handeln der Charta der Vereinten 
Nationen und insbesondere dem 
Gewaltverbot in den internationalen 
Beziehungen zu unterwerfen, findet 
sich die militärinterventionistisch inter-
pretierbare Formulierung der Verpflich-
tung auf die “Weiterentwicklung” des 
Völkerrechts und eine Verpflichtung 
lediglich auf die “Grundsätze der Charta 
der Vereinten Nationen”, die die Mög- 
lichkeit für nicht UN-mandatierte 
Militärinterventionen durch die EU 
offen lässt. 

Auch explizite Formulierungen, dass 
von den Territorien der EU-Staaten nie-
mals wieder Krieg ausgehen darf, feh-
len. Die Ächtung von Angriffskriegen 
sucht man ebenfalls vergebens. Auch 
ein ausdrückliches Verbot weltweiter 
militärischer Interventionspolitik wird 

nicht gefordert. Sinnvolle Institutio-
nen, die auf Ebene der EU mithelfen 
könnten, ein friedliches Europa zu 
schaffen, sind Fehlanzeige: Weder eine 
europäische Agentur für Abrüstung 
und Konversion noch ein Amt für 
Rüstungsexportverbotskontrolle wur-
den eingerichtet.

Sternenweit entfernt ist dieser Verfas-
sungsvertrag von einer Europäischen 
Union, die Krieg und militärische 
Gewaltanwendung zur Lösung von 
Konflikten ablehnt, die Massenvernich-
tungswaffen beseitigen will und ihre 
Rüstungsindustrie auf zivile Produk-
tion umstellt sowie Rüstungsexporte 
beendet. Eine friedensfördernde Redu-
zierung der militärischen Kapazitäten 
auf strukturelle Nichtangriffsfähigkeit 
der EU dagegen wird im Verfassungs-
vertrag in ihr Gegenteil verkehrt. Alles 
wird der Schaffung der strukturellen 

und konkreten Angriffsfähigkeit unter-
geordnet. Nur so ist nach eigenem 
Selbstverständnis offensichtlich die glo-
bale Machtprojektion leistbar. 

Europäische Sicherheitsstrategie 
als konkrete Umsetzung
Noch während der EU-Verfassungsver-
trag debattiert wurde, gingen die Staats- 
und Regierungschefs der Mitgliedstaa-
ten schon an die Umsetzung der mili-
tarisierten EU-Verfassungsbestimmun-
gen: So verabschiedeten sie in Rom eine 
verbindliche Militärstrategie, die soge-
nannte “Europäische Sicherheitsstrate-
gie” (ESS). Bereits vorher hatte sich 
der deutsche Bundeskanzler gewun-
dert, dass die Vorlage - die weitgehend 
die Vorstellungen der deutschen und 
französischen Regierung wiedergibt - 
von allen EU-Staaten akzeptiert wurde: 
“Zunächst ist es angesichts der innereu-
ropäischen Differenzen in der Irak-Frage 
bemerkenswert, dass Javier Solanas Ent-
wurf für eine europäische Sicherheits-
strategie von allen EU-Partnern positiv 
aufgenommen worden ist.” (Interna-
tionale Politik, Nr.9-2003) 

Tatsächlich wurde die Vorlage des 
EU-Beauftragten für die Gemeinsame 
Außen- und Sicherheitspolitik (GASP), 
Javier Solana, im wesentlichen unverän-
dert verabschiedet. Sie benennt drei 
strategische Ziele: 

Gravierend ist, dass das 
EU-Parlament und der  

Europäische Gerichtshof explizit 
aus der Kontrolle der Außen-  

und Militärpolitik  
ausgeschlossen sind.



30		  forum 243Dossier

- Erstens den Kampf gegen Terroris-
mus,
- zweitens den Kampf gegen die Ver-
breitung von Massenvernichtungswaf-
fen und 
- drittens Hilfe für “zusammengebro-
chene Staaten” als Mittel gegen organi-
sierte Kriminalität. 

Wie die EU militärisch agieren wird, ist 
ebenfalls im Strategiepapier erwähnt: 
“Als eine Union mit 25 Mitgliedstaaten, 
die mehr als 160 Mrd. Euro für Vertei-
digung aufwenden, sollten wir mehrere 
Operationen gleichzeitig durchführen 
können.” Und an anderer Stelle: “Unser 
herkömmliches Konzept der Selbstver-
teidigung, das bis zum Ende des Kalten 
Krieges galt, ging von der Gefahr einer 
Invasion aus. Bei den neuen Bedrohun-
gen wird die erste Verteidigungslinie 
oftmals im Ausland liegen. Die neuen 
Bedrohungen sind dynamischer Art.”

“Verteidigungslinien” die im Ausland 
liegen, das erinnert an das so genannte 
“Präemptivkriegskonzept” aus der 
“National Security Strategy” (NSS) der 
US-Regierung. 

Die Begriffe “Präemptivkrieg” oder 
“Präventivkrieg” wurde allerdings von 
der EU vermieden. Dazu heißt es auf 
der Homepage der Bundesregierung: 
“Der umstrittene Begriff ‘preemptive 
engagement’ wurde durch ‘preventive 
engagement’ ersetzt”. 

Offizielle Erklärungen erwecken den 
Eindruck, mit dem anderen Begriff sei 
nun “Prävention” also Konfliktvorbeu-
gung gemeint. Die Neue Zürcher Zeitung 
(15.12.03) vermutet dagegen, dass der 
Begriff “präemptiv” vermieden wurde, 
weil es sich um ein “Reizwort” han-
dele. Und für die International Herald 
Tribune (09.12.2003) ist der Begriff nur 
ausgetauscht worden, weil es in einigen 
EU-Sprachen einfach keine Wörter für 
“preemptive” gibt. Unabhängig davon: 
Verteidigungslinien im Ausland, das ist 
eine Umschreibung für “Angriffsaktio-
nen” und Angriff bevor der Gegner 
angreifen kann. das ist eine völker-
rechtswidrige Aggression.

European Defense Paper mit 
Präventivkrieg

In der Folge wurde das Pariser Institut 
für strategische Studien (ISS), das bis 

2001 für den europäischen Militärpakt 
Westeuropäische Union (WEU) arbei-
tete, damit beauftragt verschiedene 
Einsatzszenarien für EU-Truppen auf 
Grundlage des noch nicht ratifizierten 
EU-Verfassungsvertrages und der EU-
Sicherheitsstrategie zu erarbeiten. 

Herausgekommen ist im Oktober 2004 
eine Studie hochrangiger Militärbera-
ter unter dem Label “European Defense 
Paper” Das Ergebnis ist bemerkens-
wert.

Die Autoren der Studie fordern eine 
energische, unverzügliche und umfas-
sende Aufrüstung der EU. Ziel müsse 
sein, den Status einer zur Führung von 
Angriffskriegen fähigen Weltmacht zu 
erreichen. “Präventives Engagement” ist 
in dieser Strategie ein geradezu selbst-
verständlicher Teil.

Angriffskriege- werden damit jetzt 
auch auf europäischer Ebene verankert. 
Nukleare Optionen werden nicht mehr 
ausgeschlossen. Lothar Rühl, ehemali-
ger Staatssekretär im deutschen Vertei-
digungsministerium und Mitautor des 
“European Defence Paper”, stellt zufrie-
den fest, dass das Thema ,,Präemption/
Prävention” in dem Dokument zwar 
vorwiegend unter dem Aspekt von 
Kriegseinsätzen mit konventionellen 
Streitkräften und operativen Spezial-
kräften behandelt wird. “Immerhin” 
werde aber die Möglichkeit erwähnt, 
britische und französische Nuklear-
streitkräfte “explizit oder implizit” ein-
zubeziehen. (Lothar Rühl: Lücke zwi-
schen Mittel und Zweck. Das ,,Euro-
pean Defence Paper”; Frankfurter All-
gemeine Zeitung 01.10.2004). 

In der Tat heißt es in dem Strategie-
papier bezüglich der Kriegsszenarien 
der künftigen EU-Streitmacht: ,,[W]e 

have not avoided presenting scenarios 
in which the national nuclear forces of 
EU member states (France and the Uni-
ted Kingdom) may enter into the equa-
tion either explicitly or implicitly.”

Neue Schlachttruppen - “battle 
groups” 
Auch was die konkreten Aufrüstungen 
zur globalen Kriegsführung angeht lässt 
die EU sich nicht lumpen. So präzisier-
ten die Verteidigungsminister der EU-
Mitgliedsstaaten jüngst die künftige 
Aufstellung von europäischen Schlacht-
truppen (“battle groups”). 

Nach Verabredungen, die September 
2004 im niederländischen Noordwijk 
getroffen wurden, dominiert das 
deutsch-französische Machtkartell die 
innerhalb kürzester Frist einsetzbaren 
“battle groups”. Der grundsätzliche 
Beschluss, die EU zu einer Macht mit 
globaler Kriegsführungsfähigkeit aus-
zubauen, ist von Berlin und Paris in der 
EU-Verfassung durchgesetzt worden. 

Neben der Umsetzung des Rüstungs-
programms treiben Berlin und Brüssel 
auch die Truppenaufstellung weiter 
voran. Die EU-Verteidigungsminister 
haben im März 2004 mit dem so 
genannten “Head-Line Goal 2004” einen 
Fahrplan zur globalen Kriegsfähigkeit 
beschlossen, der von den Staats- und 
Regierungschefs beim Gipfel im Juni 
2004 abgesegnet worden ist. 

Der Plan sieht vor, eine hochgerüstete 
Streitmacht aufzubauen, die im Jahr 
2010 unter einheitlichem EU-Kom-
mando für weltweite Militärinterven-
tionen zur Verfügung stehen soll. Zwei 
Säulen der dafür vorgesehen Truppen 
befinden sich derzeit im Aufbau: Die 
europäische Eingreiftruppe, die bis zu 
60.000 Soldaten zum Einsatz bringen 
und für längere Zeit in einer Krisen-
region stationiert halten soll, und die 
“battle groups” kleine Kampfverbände 
von jeweils 1.500 Elitesoldaten, die als 
erste Einheiten in ein Kriegsgebiet ent-
sandt werden und den Eingreiftruppen 
den Weg freikämpfen müssen.

Dies verweist wiederum auf das Pro-
tokoll zur “ständigen strukturierten 
(militärischen) Zusammenarbeit”, dass 
die Dimension der kerneuropäischen 
Militarisierung im künftigen Verfas-

Die 460 Artikel des 
Verfassungsvertrages werden 
diskutiert, doch von den nach 
einer Ratifikation Rechtskraft 

erlangenden 350 Seiten 
Protokollen und 112 Seiten 

Erklärungen spricht fast niemand. 
Diese sind in der Öffentlichkeit 

praktisch unbekannt.
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sungsvertrag fixieren soll. Eine der 
ersten EU-battle groups soll die deutsch-
französische Brigade in Müllheim sein. 

“Strukturierte Zusammenarbeit” 
im Militärbereich als militärisches 
Kerneuropa

Neben der allgemeinen Militarisierungs-
schritten für alle EU-Mitgliedstaaten, 
eröffnet nach Artikel I-41, 6 und Arti-
kel III-312 mit der so genannten “struk-
turierten Zusammenarbeit” nichts wei-
ter, als einen Rechtsrahmen für einen 
Zusammenschluss einiger weniger Staa-
ten auf dem Gebiet der Militärpolitik 
(ESVP) - innerhalb der EU. Die anson-
sten festgeschrieben Einstimmigkeit im 
Bereich der Außen- und Militärpolitik 
der EU bezieht sich hier explizit nur 
auf diejenigen, die an der strukturier-
ten Zusammenarbeit teilnehmen, die 
anderen bleiben im wörtlichen Sinne 
draußen. 

In Artikel III-312 wird - für die genaue 
Ausgestaltung dieser kerneuropäischen 
Militärpolitik - auf das dem EU-Verfas-
sungsvertrag angehängte entsprechende 
Protokoll verwiesen. Dazu muss man 
wissen, dass wenn überhaupt in die 
Öffentlichkeit bekannt - über die 460 
Artikel des Verfassungsvertrages disku-
tiert wird, von den nach einer Rati-
fikation Rechtskraft erlangenden 350 
Seiten Protokollen und 112 Seiten Er-
klärungen spricht fast niemand. Diese 
sind in der Öffentlichkeit praktisch 
unbekannt. Schaut man sich im Bereich 
der strukturierten Zusammenarbeit das 
entsprechende Protokoll einmal an, so 
wird deutlich, dass es hier keine Neben-
sächlichkeiten abgehandelt werden. 

Nicht nur, dass hier die Zusammenar-
beit mit der NATO festgeschrieben wird 
und man erklärt zur “Vitalität eines 
erneuerten Atlantischen Bündnisses bei-
tragen” (CIG 87/04 ADD 1) zu wollen, 
sondern es finden sich hier klar und 
deutlich bis ins Detail Vertragsbestim-
mungen für ein militärisches Kerneur-
opa. Im Klartext ist hier festgehalten, 
dass “an der ständigen strukturierten 
Zusammenarbeit” jeder Mitgliedstaat 
teilnehmen kann, der sich verpflichtet 
“seine Verteidigungsfähigkeiten durch 
den Ausbau seiner nationalen Bei-
träge” die Teilnahme “an den wich-
tigsten europäischen Ausrüstungspro-

grammen” und durch die Teilnahme “an 
der Tätigkeit der Europäischen Agentur 
für Rüstung, Forschung und militäri-
sche Fähigkeiten” “intensiver zu ent-
wickeln”. 

Hier wird eindeutig festgelegt, dass 
der Kern der EU-Staaten, die sich zu 
besonderer militärischer Aggressionsbe-
reitschaft (vulgo: Interventionsbereit-
schaft) und massiver Aufrüstung ver-
pflichten, im Rahmen der strukturier-
ten Zusammenarbeit als Europa der 
schnelleren Geschwindigkeit gemein-
sam ihre Außen- und Sicherheitspolitik 
militarisieren können.

Die Verpflichtung wird im Protokoll 
in der Folge noch weiter präzisiert. 
Denn es geht darum “über die Fähig-

keit” “spätestens 2007” zu verfügen, 
“Kampftruppen” gemeinsam aufzustel-
len und “Missionen” durchzuführen, 
die “innerhalb von 5 bis 30 Tagen” auf-
zunehmen sind und zudem “Missio-
nen” durchzuführen, die “von zunächst 
30 Tagen ... bis auf 120 Tage” ausge-
dehnt werden können. Um diesen Ver-
pflichtungen nachkommen zu können, 
ist in Artikel 2 des Protokolls die 
Rede vom Einhalten “vereinbarter Ziele 
für die Höhe der Investitionsausgaben 
für Verteidigungsgüter”, die zudem 
regelmäßig überprüft werden sollen. 
Auch die Angleichung des “Verteidi-
gungsinstrumentariums” wird festge-
schrieben und “gemeinsame Ziele für 
die Entsendung von Streitkräften” sol-
len aufgestellt werden.

Zusammenfassend liest sich das Pro-
tokoll, wie ein Horrorkatalog eines 
entfesselten militärischen Kerneuropas. 
Die Bestimmungen dazu sollen ver-
fassungsvertraglich vereinbart werden. 
Man möchte eben ungern etwas dem 
Zufall überlassen. - Sollten diese EU-
Verfassungsbestimmungen Wirklichkeit 
werden, entsteht eine Verpflichtung 
zur Aufrüstung und zur gesteigerten 
militärischen Einsatzbereitschaft.

Sollten die 
EU-Verfassungsbestimmungen 
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Einsatzbereitschaft.

Streitkräfte-Planziel 2010
Angenommen vom Europäischen Rat in BRÜSSEL (17. -18. Juni 2004)
Art.2 […] Building on the Helsinki Headline and capability goals and recognizing that 
existing shortfalls still need to be addressed, Member States have decided to commit 
themselves to be able by 2010 to respond with rapid and decisive action applying a 
fully coherent approach to the whole spectrum of crisis management operations covered 
by the Treaty on the European Union. This includes humanitarian and rescue tasks, 
peace-keeping tasks, tasks of combat forces in crisis management, including peacema-
king.
Art. 4: The ability for the EU to deploy force packages at high readiness as a response to 
a crisis either as a stand-alone force or as part of a larger operation enabling follow-on 
phases, is a key element of the 2010 Headline Goal. These minimum force packages 
must be military effective, credible and coherent and should be broadly based on the 
Battlegroups concept. This constitutes a specific form of rapid response, and includes 
a combined arms battalion sized force package with Combat Support and Combat 
Service Support. Rapid reaction calls for rapid decision making and planning as well as 
rapid deployment of forces. On decision making, the ambition of the EU is to be able 
to take the decision to launch an operation within 5 days of the approval of the Crisis 
Management Concept by the Council. On the deployment of forces, the ambition is that 
the forces start implementing their mission on the ground, no later than 10 days after 
the EU decision to launch the operation. Relevant air and naval capabilities would be 
included. […]
The development of EU Rapid Response elements including Battlegroups, will strengthen 
the EU’s ability to respond to possible UN requests.
Art. 5: Member States have identified the following indicative list of specific milestones 
within the  2010 horizon: […]




